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Wir wollen die Qualität in der Pflege durch mehr Transpa-
renz und durch die Einbeziehung der Betroffenen verbessern. 
Pflegekräfte brauchen mehr Anerkennung und bessere Mög-
lichkeiten zur Fort- und Weiterbildung. Zudem wollen wir das 
Persönliche Budget in der Pflege einführen und weiterentwi-
ckeln. Wir brauchen wohnortnahe und interessenunabhängige 
Angebote zur Beratung und Begleitung. Ein solches Hilfenetz 
muss vor Ort geknüpft werden. Damit es hält, müssen alle 
im Sinne der Pflegebedürftigen und ihrer Bezugspersonen zu-
sammenarbeiten. Dabei müssen wir auch mehr für pflegende 
Angehörige tun. Familie, Pflege und Beruf müssen vereinbar 
sein. Deshalb wollen wir eine dreimonatige Pflegezeit mit einer 
Lohnersatzleistung einführen. Die grüne Pflegezeit soll nicht 
nur engen Verwandten offen stehen, sondern allen, die die 
Pflege von Angehörigen oder Freundinnen und Freunden or-
ganisieren oder sie beim Sterben begleiten. Damit Pflegepolitik 
diesen Anforderungen gerecht werden kann, muss die Finan-
zierungsgrundlage für die Pflege deutlich erweitert werden. 
Deshalb wollen wir die Pflegeversicherung zu einer Bürgerver-
sicherung weiterentwickeln.

Solidarische Gesundheitspolitik und Prävention statt Repa-
raturbetrieb

Gesundheit ist mehr als die Abwesenheit von Krankheit. Um-
weltbelastungen, gesundheitliche Risiken am Arbeitsplatz, 
psychischer Stress, soziale Benachteiligungen und Diskrimi-
nierungen sind Ursachen vieler Erkrankungen. Deshalb muss 
auch in andere Politikfelder auf die Vermeidung von krank-
machenden Faktoren hingewirkt werden. Und wir brauchen 
einen Richtungswechsel in der Gesundheitspolitik: Weg vom 
Gesundheitswesen als bloßen Reparaturbetrieb hin zu einem 
Gesundheitswesen mit mehr Prävention und Gesundheitsför-
derung. Je früher eine Krankheit erkannt und behandelt wird, 
umso besser. In der Gesundheitsprävention sind die Bedürf-
nisse und Lebenslagen sozial Benachteiligter besonders zu 
berücksichtigen, da sie von vielen der herkömmlichen Prä-
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ventions- und Gesundheitsförderungsangebote nicht erreicht 
werden. Das wollen wir ändern. Wir wollen eine Prävention, 
die die Menschen in ihrem Alltag erreicht. Prävention von An-
fang an muss ein wichtiger Bestandteil in Kindertagesstätten 
und Schulen, in den Familien, im Stadtteil, im Arbeitsleben und 
im Alter sein. Wir brauchen ein wirksames Präventionsgesetz, 
das die finanziellen Voraussetzungen dafür schafft, dass die 
vielen in den Kommunen bereits bestehenden Angebote der 
Gesundheitsförderung eine verlässliche Basis erhalten und sich 
bei einer guten Qualität weiterentwickeln können. An dieser 
Finanzierung müssen die Sozialversicherungen, aber auch die 
privaten Krankenkassen und die öffentliche Hand beteiligt 
werden.

Die Neudiagnosen bei HIV und anderen sexuell übertrag-
baren Krankheiten sind seit 2001 gestiegen. Wir wollen das 
Bewusstsein für sexuelle Gesundheit durch Prävention – auch 
jenseits der Ballungsräume – stärken, insbesondere bei Män-
nern, die Sex mit Männern haben, sowie bei Migrantinnen und 
Migranten, für die bislang wenig gezielte Prävention stattge-
funden hat.

Außerdem muss die wohnortnahe Versorgung und Betreu-
ung chronisch kranker Menschen gerade in einer alternden 
Gesellschaft verbessert werden. Dazu gehört die Förderung 
der Zusammenarbeit von ÄrztInnen, ApothekerInnen, ande-
ren Gesundheitsberufen sowie Krankenhäusern. Die hohen 
Barrieren zwischen verschiedenen Teilen des Gesundheitssy-
stems wie zwischen stationärer und ambulanter Versorgung 
und Rehabilitation und Pflege sind ein Kennzeichen des 
deutschen Gesundheitssystems und einer der wesentlichen 
Gründe für seine fehlende Effizienz. Sie müssen überwunden 
werden. Patientinnen und Patienten müssen darüber hinaus 
Wahlmöglichkeiten zwischen den unterschiedlichen Behand-
lungsarten auch unter Einbeziehung anerkannter alternativer 
Behandlungsmethoden haben. Naturheilmedizin und kom-
plementärmedizinische Angebote müssen einen gleichbe-
rechtigten Stellenwert in der gesundheitlichen Versorgung er-
halten.
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Der Gedanke der Prävention, die Orientierung am Pati-
enten und der Wettbewerb um Qualität müssen im Gesund-
heits- und im Pflegesystem gestärkt, aber auch ausreichend 
finanziert werden. Deshalb verbinden wir den Einstieg in die 
Bürgerversicherung mit wichtigen Strukturreformen. Dazu 
zählt für uns die Stärkung der hausarztzentrierten Versor-
gung mit der Hausärztin oder dem Hausarzt als Lotsen und 
dem Ausbau der integrierten Versorgung. Dabei wollen wir 
darauf achten, dass der Zugang zu einer fachärztlichen Be-
handlung nicht durch sachfremde Anreize blockiert wird. Die 
Ausgaben von Medikamenten im Gesundheitsbereich sind 
nach wie vor exorbitant hoch. Wir wollen mit der Erstellung 
einer Positivliste für Medikamente eine wirksame Maßnahme 
zur Dämpfung der Kosten durchsetzen. Entscheidungen über 
Neuzulassungen von Medikamenten müssen nachvollziehbar 
und transparent sein und mit einer Kosten-Nutzen-Bewertung 
verbunden sein.

Stärken müssen wir auch die Position von Patientinnen und 
Patienten, Pflegebedürftigen und Pflegepersonen. Durch un-
abhängige Beratungsangebote, die sie durch den Dschungel 
des Gesundheitssystems lotsen und bei denen sie in schwie-
rigen Lebenssituationen Rat und Hilfe finden können. Durch 
die Evaluierung und Offenlegung guter und schlechter Quali-
tät, damit sie sich mit guten Gründen für oder gegen ein Kran-
kenhaus, ein Wohn- und Pflegeeinrichtung, einen Pflegedienst 
oder eine Ärztin oder einen Arzt entscheiden können. Und 
durch ein Patientenrechtegesetz, das die bestehenden Rege-
lungen systematisch und übersichtlich zusammenfasst und 
weiterentwickelt. Denn die Patientinnen und Patienten müssen 
zu den Taktgebern im Gesundheitswesen werden. Aber auch 
durch ein mehr an Kostentransparenz für die Patientinnen und 
Patienten, zum Beispiel indem ihnen einmal im Quartal eine 
für sie verständliche Abrechnung überreicht wird.

Ursachen und Auswirkungen von Erkrankungen sind bei 
Frauen und Männern unterschiedlich, ebenso die Bewertungen 
von Krankheitserscheinungen und der Umgang mit Krankheit. 
Eine geschlechtergerechte Gesundheits- und Pharmaforschung 
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steckt in Deutschland noch in den Kinderschuhen. Wir GRÜ-
NE fordern auch in diesem Bereich eine konsequente Politik, 
die den spezifischen Bedürfnissen von Frauen und Männern 
gerecht wird.

Eine für alle statt Zwei-Klassen-Medizin: Die grüne Bürger-
versicherung

Wer arm ist, hat eine niedrigere Lebenserwartung. Dieser Satz 
beschreibt die traurige Realität des Zwei-Klassen-Gesundheits-
systems in Deutschland. Auch hierzulande hängt die Gesund-
heit vom Geldbeutel ab. Der Trend hin zu einer Zwei-Klas-
sen-Medizin mit Praxisgebühr, Zuzahlung, Selbstzahlung und 
langen Wartezeiten für die gesetzlich Versicherten wollen wir 
GRÜNE stoppen. Unser Ziel ist es, die gesundheitliche Versor-
gung weiter zu verbessern und den Zugang zu medizinisch 
notwendiger Versorgung hoher Qualität unabhängig von Ein-
kommen, Geschlecht, Herkunft, sozialer Lage und Wohnort 
sicherzustellen. Praxisgebühr und Medikamentenzuzahlungen 
wollen wir daher abschaffen, weil sie für arme Menschen 
große Hürden darstellen und deshalb in nicht wenigen Fällen 
zur Verschleppung notwendiger Behandlung führen.

Eine für alle statt Flucht aus der Solidarität: Im Gesund-
heitssystem wollen wir mit der grünen Bürgerversicherung alle 
Menschen in die solidarische Finanzierung einbeziehen und 
damit die Zwei-Klassen-Medizin abschaffen. Das heißt für uns, 
dass der Gesundheitsfonds der großen Koalition zügig wieder 
abgewickelt werden muss. Die politische Festsetzung eines 
einheitlichen, aber nicht kostendeckenden Beitragssatzes dient 
als Einstieg zu einer zusätzlichen kleinen Kopfpauschale und 
führt zu einem Druck auf die Krankenkassen, ihren Versicher-
ten notwendige Leistungen vorzuenthalten. Mehr Wettbewerb 
zwischen den Kassen in einem bundeseinheitlichen Wettbe-
werbsrahmen und mehr Qualitätswettbewerb zwischen Lei-
stungsbringern zugunsten der Patientinnen und Patienten ist 
dabei sinnvoll, darf aber nicht zu Lasten der Beschäftigten im 
Gesundheitswesen gehen. Wir wollen eine Bürgerversiche-
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rung, in die alle gemäß ihrer tatsächlichen Leistungsfähigkeit 
einbezahlen und die allen unabhängig von ihrem Geldbeutel 
die notwendige und angemessene medizinische Versorgung 
garantiert. Wir wollen verhindern, dass sich ausgerechnet die 
Leistungsstärksten aus dem solidarischen Umlagesystem in die 
Privatversicherung flüchten können. Und wir wollen verhin-
dern, dass die Finanzierung des Gesundheitssystems einseitig 
durch die Lohneinkommen erfolgt. Deshalb sollen auch ande-
re Einkommensarten wie Kapitaleinkommen und Einkommen 
aus gewerblicher Vermietung und Verpachtung in die Finan-
zierung einbezogen werden. Damit durch die Heranziehung 
weiterer Einkommensarten nicht vor allem kleine und mittlere 
Einkommensbezieherinnen und Einkommensbezieher belastet 
werden, wollen wir für die zusätzlichen Einkommensarten 
Freigrenzen einräumen und die Beitragsbemessungsgrenze 
anheben.

Wende in der Drogenpolitik – für Prävention, Hilfe und Entkri-
minalisierung

Wir wollen eine rationale Drogenpolitik, die auf den Dreiklang 
aus Prävention, Hilfe und Entkriminalisierung setzt. Ein an 
der Freiheit seiner Bürgerinnen und Bürger orientierter Staat 
darf in deren Rechte nur eingreifen, wenn es zum Schutz der 
Grundrechte Dritter erforderlich und verhältnismäßig ist. Dro-
genpolitik muss zugleich der Entstehung von Abhängigkeiten 
und gesundheitlichen Schäden durch Prävention begegnen, 
Kinder- und Jugendliche schützen und Schwerstabhängige 
helfen. Die Politik der Kriminalisierung von Konsumentinnen 
und Konsumenten führt in die Sackgasse. Schwerstabhängige 
brauchen Hilfe, keine Strafverfolgung.

Wir wollen die Therapie- und Hilfeangebote verbessern 
und dabei geschlechtsspezifische Unterschiede stärker be-
rücksichtigen. Nur ein abgestimmtes Hilfe- und Beratungs-
system – kombiniert mit präventiven Programmen – kann 
helfen, Abhängigkeiten langfristig erfolgreich zu verhindern. 
In eine verantwortliche Drogenpolitik müssen alle legalen 
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Drogen wie zum Beispiel Alkohol und Tabak sowie die ille-
galen Drogen und die nicht-stoffgebundenen Süchte wie 
Glücksspiel gleichermaßen einbezogen werden. Der Jugend-
schutz muss in allen Bereichen, auch in der Werbung, kon-
sequent durchgesetzt werden. Auch den Schutz der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer vor Passivrauchen wollen 
wir verbessern.

So vielfältig die Motive für Drogenkonsum sind, so unter-
schiedlich ist der Hilfebedarf für diejenigen Drogenkonsumen-
tinnen und Drogenkonsumenten, die nicht mehr selbstbe-
stimmt über Ihren Drogenkonsum entscheiden können. Dazu 
gehören die medizinisch kontrollierte Abgabe von Diamor-
phin (Heroin), Substitutionstherapien und Abstinenzangebote 
ebenso wie bedarfsgerechte psychosoziale Betreuungsange-
bote und Maßnahmen zur Schadensminderung wie Spritzen-
tauschprogramme, Einrichtung von Drogenkonsumräumen 
und die Ermöglichung von Substanzanalysen (Drug-Checking-
Programme).

Bei weichen Drogen wie Cannabis wollen wir unter Berück-
sichtigung des Jugendschutzes eine legale Abgabeform über 
lizenzierte Fachgeschäfte ermöglichen, weitere Erleichterun-
gen für die medizinische Verwendung von Cannabis sowie 
vernünftige Regelungen und Grenzwerte im Bereich Cannabis 
und Straßenverkehr durchsetzen.

Für eine umfassende Reform der Alterssicherung: Garantie-
rente – eigenständige Sicherung – Bürgerversicherung

Viele Menschen treibt die Angst um, im Alter arm zu sein. Sei 
es, weil sie jahrelang zu Niedriglöhnen arbeiten mussten und 
keine ausreichenden Ansprüche aufbauen konnten, sei es, weil 
sie immer wieder Phasen der Arbeitslosigkeit durchleben mus-
sten, sei es, weil sie, wie vor allem Frauen, viele Jahre Kinder 
erzogen oder Pflege geleistet haben und dafür kaum Renten-
ansprüche erworben haben. Besonders Menschen mit unter-
brochenen Erwerbsbiografien, Teilzeiterwerbstätige und viele 
Selbstständige sind ungenügend abgesichert.
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Die gesetzliche Altersversicherung mit ihrer Umlagefinan-
zierung ist das Kernstück der Sicherung im Alter und muss es 
auch bleiben. Wir wollen die gesetzliche Rentenversicherung 
aber weiterentwickeln, weil sie manche Personengruppen be-
reits heute nur unzureichend vor Armut schützt und gerade 
in Zukunft für immer weniger Menschen eine Rente oberhalb 
des Grundsicherungsniveaus gewährleistet. Wir setzen deswe-
gen auf ein Alterssicherungssystem, das nachhaltig finanziert 
wird und allen eine eigenständige Rente gewährt, das wirksam 
vor Armut schützt und nicht zusätzliche Grundsicherungslei-
stungen erfordert. Der Neue Gesellschaftsvertrag muss darauf 
achten, dass keine Generation einseitig belastet wird, nicht die 
heutigen und nicht die zukünftigen Beitragszahlerinnen und 
Beitragszahler, nicht die aktuellen und nicht die zukünftigen 
Rentenbezieherinnen und Rentenbezieher. Die Rentenre-
formen der letzten Jahre haben die Rentenbeitragszahlungen 
trotz der demografischen Anforderungen auch für die Zukunft 
begrenzt, dies ist jedoch nur zu Lasten der zukünftigen Rent-
nerinnen und Rentner gelungen. Ein Bruttorentenniveau von 
40,8 Prozent im Jahr 2040 würde viele künftige Rentnerinnen 
und Rentner nicht vor Armut schützen, wenn es ihnen nicht 
gelingt, bereits heute die zusätzlichen Beiträge für eine private 
Altersvorsorge aufzubringen. Außerdem haben alle Vorstel-
lungen, dass Produkte des Kapitalmarktes zukünftig eine noch 
stärkere Rolle in der Altersversorgung übernehmen könnten, 
durch die Finanzkrise einen starken Dämpfer bekommen. Des-
halb müssen wir gegensteuern.

Der Neue Gesellschaftsvertrag muss sicherstellen, dass bei 
der Rente die Verschiedenheit der Biografien besser berück-
sichtigt wird und dass niemand im Alter ein Leben in Armut 
fürchten muss. Die Bürgerinnen und Bürger müssen sich da-
rauf verlassen können, dass sie als langjährig Versicherte der 
gesetzlichen Rentenversicherung auch als Geringverdienen-
de, Teilzeiterwerbstätige oder mit unterbrochenen Erwerbs-
biografien im Alter nicht auf Leistungen der Grundsicherung 
angewiesen sein werden. Darum werden wir unzureichende 
Ansprüche auf ein Mindestniveau aufstocken, welches den 
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Grundbedarf für alle sichert. Verdeckte Armut im Alter ist im-
mer noch ein Problem, insbesondere bei Frauen. Deshalb soll 
die Aufstockung auch für Bürgerinnen und Bürger erfolgen, 
die bereits in Rente sind.

Mit einer solidarisch finanzierten Garantierente, die ab 
sofort eingeführt werden soll, wollen wir Ältere vor Armut 
schützen, auch jene Bürgerinnen und Bürger, die zusätzlich 
keine betriebliche oder private Vorsorge betreiben konnten. 
Die Garantierente muss aus Steuermitteln finanziert werden. 
Durch die Finanzierung via Steuern müssen auch Reiche und 
Gutverdienende, so wie es in anderen Ländern auch üblich ist, 
dafür aufkommen.

Zusätzlich wollen wir die Renteneinzahlungen für Langzeit-
arbeitslose in einem ersten Schritt wieder auf das frühere Ni-
veau anheben und im nächsten Schritt an den Satz der ALG I- 
Beziehenden angleichen, so dass auch in diesen Zeiten nen-
nenswerte Rentenansprüche erworben werden. Zudem muss 
für Langzeitarbeitslose ein erheblich höheres Schonvermögen 
für Altersvorsorgeaufwedungen gelten. Die Ersparnisse auf 
dem grünen Altersvorsorgekonto sollen von der Anrechnung 
auf Arbeitslosengeld II-Leistungen freigestellt sein.

Frauen und Männer sollen eigene Rentenansprüche aufbau-
en. Dazu wollen wir ein Splitting schon in der Ehe obligatorisch 
machen, nicht erst bei Eintritt in das Rentenalter. Monat für 
Monat sollen die gemeinsamen Anwartschaften von Paaren je 
zur Hälfte ihren Rentenkonten gutgeschrieben werden. Damit 
werden Anrechte neu aufgebaut. Und: So werden Rahmen-
bedingungen geschaffen, die Erwerbsarbeit von Frauen be-
günstigen. Gleichzeitig soll die Witwenrente beziehungsweise 
Witwerrente schrittweise reduziert werden und in voller Höhe 
nur noch an die derzeitigen Rentnerinnen und Rentner sowie 
die rentennahen Jahrgänge gezahlt werden. Die Witwenren-
te wird in dem Maße reduziert, wie eigenständige Rentenan-
wartschaften von Frauen aufgebaut worden sind.

Die Lebensrealität älterer Menschen, aber auch die Reali-
täten des Arbeitsmarktes haben sich in den letzten Jahren stark 
gewandelt und werden dies auch weiter tun. Viele Menschen 
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können und wollen auch im Alter tätig sein. In den Betrie-
ben muss sich die Kultur der Altersarbeit in Deutschland noch 
entscheidend verändern. Derzeit herrscht auf dem deutschen 
Arbeitsmarkt noch immer der Jugendwahn. Jedes zweite Un-
ternehmen beschäftigt keine Über-50-Jährigen. Berufliche 
Weiterbildung, altersgerechte Arbeitsplätze und Gesundheits-
förderung sind das Gebot der Stunde, werden aber in den 
wenigsten Unternehmen umgesetzt. Eine längere Lebens-
arbeitszeit ist nur dann zu vertreten, wenn es für die älteren 
Menschen auch die Chance gibt, zu arbeiten – wir werden 
prüfen, was wir tun können, damit die Rente mit 67 nicht bloß 
eine Rentensenkung durch die Hintertür ist. Die verworfene 
Alternative zu einer längeren Lebensarbeitszeit wären Renten-
senkungen oder höhere Rentenbeiträge. Wir benötigen aber 
flexible Übergangsmöglichkeiten in den Ruhestand. Es macht 
einen Unterschied, ob jemand lange Zeit auf dem Bau oder 
an der Universität gearbeitet hat. Wir wollen die Altersgrenze 
für eine abschlagsfreie Erwerbsminderungsrente wieder auf 63 
Jahre senken. Auch sollte ein Bezug von Teilrente bereits ab 
dem 60. Lebensjahr möglich sein. Das macht es für ältere Be-
schäftigte leichter, bis zur Regelaltersgrenze weniger Stunden 
zu arbeiten und mit der verbleibenden Arbeitszeit weiterhin 
Rentenanwartschaften aufzubauen.

Wir wollen in einem ersten Schritt die Garantierente ein-
führen.

Langfristig wollen wir die Rentenversicherung zu einer Bür-
gerversicherung für Alle weiterentwickeln, in die alle Erwach-
senen unabhängig vom Erwerbsstatus mit Beiträgen auf alle 
Einkommen einzahlen.

Dadurch wird die Finanzierungsbasis verbreitert, unter-
brochene Versicherungsverläufe werden geschlossen und 
alle Bevölkerungsgruppen erhalten eine Alterssicherung nach 
gleichen Regeln für Alle. Dazu prüfen wir Elemente verschie-
dener Modelle, seien es beitrags- oder steuerfinanzierte, zur 
bestmöglichen Realisierung. Die anteilige Mitfinanzierung der 
gesetzlichen Altersvorsorge durch die Arbeitgeberinnen und 
Arbeitgeber wollen wir beibehalten.
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Selbstbestimmung für Menschen mit Behinderungen

Man ist nicht behindert, man wird behindert. So könnte bei-
spielsweise ein gehörloser Mensch sehr viel selbstverständ-
licher am gesellschaftlichen Leben teilnehmen, wenn viel 
mehr Möglichkeiten der Kommunikation in Gebärdensprache 
– zum Beispiel in Banken, Geschäften und Schulen – zur Ver-
fügung stünden. Wenn Menschen mit Behinderung geeignete 
Hilfsmittel und Nachteilsausgleiche am Arbeitsplatz erhalten, 
können sie gleichberechtigt an der Arbeitswelt partizipieren. 
Selbstbestimmung und volle Teilhabe durch Barrierefreiheit ist 
unser Ziel. Zu einem selbstbestimmten Alltag gehören die ei-
genen vier Wände. Immer mehr Menschen mit Behinderungen 
wollen zu Hause leben, nicht im Heim. Sie sollen eine echte 
Wahlmöglichkeit zwischen verschiedenen Wohnformen erhal-
ten – Einzelwohnen, Paarwohnen, Wohnen in einer Wohn-
gemeinschaft. Dabei verfolgen wir den Grundsatz »ambulant 
vor stationär«. Alle Menschen mit Behinderungen gehören als 
vollwertige und gleichberechtigte Bürgerinnen und Bürger in 
die Mitte der Gesellschaft.

Alle Lebensbereiche der Gesellschaft müssen schrittweise 
barrierefrei werden. Barrierefreiheit bedeutet nach unserem 
Verständnis nicht nur Stufenlosigkeit, sondern die Nutzbarkeit 
für alle Menschen mit und ohne Behinderung, unabhängig von 
der Art und Ausprägung ihrer Beeinträchtigung. Wir kämpfen 
gegen eine Politik, die behinderten Menschen einen Lebens-
weg vorgeben möchte und sie entmündigt. Grundvorausset-
zung für eine selbstbestimmte Teilhabe ist der Ausgleich von 
Nachteilen.

Das Recht zur Unterstützung von Menschen mit Behinde-
rungen ist unübersichtlich und zersplittert. Gerade diese be-
nötigen aber verlässliche und übersichtliche Strukturen und 
wollen nicht von einer Behörde zur nächsten geschickt wer-
den. Wir wollen die gesetzlichen Voraussetzungen für eine 
einheitliche Leistungserbringung durch ein Teilhabeleistungs-
gesetz schaffen, das die Nachteilsausgleiche für Menschen mit 
Behinderungen bundeseinheitlich und ohne Anrechnung von 
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Einkommen und Vermögen sicherstellt. Wir setzen uns dafür 
ein, dass das UN-Übereinkommen über die Rechte von Men-
schen mit Behinderungen schnellstmöglich und umfassend 
umgesetzt wird.

Wer GRÜN wählt, …

•	 …	stärkt Teilhabe durch qualitativ hochwertige, öffentliche 
 	 Institutionen und sorgt dafür, dass niemand zurück- 
	 bleibt.

•	 ...	 erhöht das Arbeitslosengeld II auf 420 Euro und wählt  
	 die grüne Grundsicherung.

•	 …	wählt eine Bürgerversicherung für Alle statt einer Zwei- 
	 Klassen-Medizin.

•	 …	stimmt für die Garantie-Rente, die Armut im Alter wirk- 
	 sam verhindert.

•	 …	tritt für die selbstbestimmte Teilhabe von Menschen mit  
	 Behinderungen ein.
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4.	Bildung statt Beton – Bessere 		
	 Schulen, bessere Hochschulen, 		
	 bessere Ausbildung
Der Zugang zu Bildung ist eine zentrale Gerechtigkeitsfrage. 
Unser Bildungswesen bietet den meisten Kindern keinen opti-
malen Start ins Leben und blockiert die Entwicklung vieler jun-
ger Menschen. Herkunft und Geldbeutel der Eltern entscheiden 
allzu häufig über Bildungschancen. In keinem anderen Land ist 
der Bildungserfolg derart von der sozialen Herkunft abhängig 
wie bei uns. Acht Prozent aller Kinder eines Jahrgangs verlas-
sen die Schule ohne Abschluss. Unter Jugendlichen mit Mi-
grationshintergrund ist die Abbrecherquote dreimal so hoch. 
Laut PISA-Studie sind rund 20 Prozent aller 15-Jährigen quasi 
Analphabeten. Vielen Kindern und Jugendlichen, insbesonde-
re Kindern mit Migrationshintergrund, fehlen sogar elemen-
tare Grundkenntnisse, weil sie keine individuelle Förderung 
erfahren. Jede zweite Hauptschülerin beziehungsweise jeder 
zweite Hauptschüler hat auch ein Jahr nach Schulabschluß 
noch keinen Ausbildungsplatz gefunden. Und die Chancen 
für Kinder aus Nicht-Akademikerfamilien, an einer Hochschule 
zu landen, sind um ein Vielfaches schlechter als die von Aka-
demikerkindern. Wir wollen die Blockaden auflösen und eine 
durchlässige Gesellschaft, in der Kindern und Jugendlichen, 
mit und ohne Behinderung, die Welt offen steht, in der sie 
ihre Interessen verfolgen und Berufswege frei wählen können. 
Wir brauchen einen grünen Neuen Gesellschaftsvertrag, der 
mit guter Bildung Chancen und Perspektiven schafft, anstatt 
Bildungsarmut immer weiter zu verfestigen. Dazu gehören Bil-
dungseinrichtungen, in denen alle ungeachtet ihrer Herkunft 
und ihres Geschlechtes gefördert werden und in denen alle 
bessere Leistungen erbringen können. Bildung made in Ger-
many muss ein Qualitätssiegel für optimale Lernbedingungen 
werden. Wir brauchen eine Bildungsoffensive für mehr Chan-
cengleichheit in unserem Land. Aber Bildung findet nicht nur 
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Aus der Krise hilft nur Grün. Aus der Krise hilft nur Grün.

in Schulen statt. Ein afrikanisches Sprichwort sagt: Es braucht 
ein ganzes Dorf, um ein Kind großzuziehen. Für uns heißt das, 
dass Eltern, außerschulische Einrichtungen, ehrenamtlich En-
gagierte und Unternehmen Kinder und Jugendliche stärken 
und unterstützen müssen.

Bildung soll grenzenlos sein! Wir wollen europaweite Mobi-
lität in der Bildung um interkultureller Kompetenzen systema-
tisch zu fördern. Nicht nur Studierende, sondern auch Schüle-
rinnen und Schüler, Auszubildende sowie Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer sollen die Chance haben, bis zu zwölf Mo-
nate lang in einem anderen Land Europas zu leben, zu lernen 
und zu arbeiten.

Bessere Bildung ist zentral für die Innovationskraft und 
Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen und Wissenschaft. 
Um dabei die Grundlagen für die Zukunftsfähigkeit zu legen, 
umfasst Bildung für uns deswegen immer auch Bildung für 
nachhaltige Entwicklung. Bildung ist gleichzeitig entscheidend 
für Wohlstand und soziale Sicherheit. Deutschland braucht 
deshalb Investitionen in Köpfe und Talente. Zugleich ist Bil-
dung mehr als auf Verwertung gerichtetes Wissen. Und Bil-
dung bedeutet auch die Erziehung zur Selbstverantwortung, 
Handlungsfähigkeit und Mündigkeit des Menschen. Sie ist der 
Schlüssel für die Entfaltung der Persönlichkeit und die kritische 
Auseinandersetzung mit der Welt. Bildung konkretisiert sich 
auch in der Neugierde und der Freude am Umgang mit an-
deren Menschen, in der Auseinandersetzung mit der eigenen 
Kultur wie in der Begegnung mit fremden Kulturen oder im 
Umgang mit der Natur. Zum »Bilden« gehören mehr als an-
derswo Raum, Zeit und Geduld; Scheitern muss einbezogen 
werden. Unter Druck ist eine freie Entfaltung nicht möglich. 
Junge Menschen brauchen Zeit, Umwege machen zu können, 
existenzielle Fragen des Menschseins stellen zu können und 
sich mit der Vielfalt möglicher Antworten auseinandersetzen 
zu können. Zur Bildung gehört Freiheit.

Die Freude am Lernen zu fördern und Menschen ein Leben 
lang die Lust auf neue Herausforderungen zu erhalten, ist der 
eigentliche Auftrag aller Bildungseinrichtungen. Selbststän-
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diges Arbeiten und Lernen der Schülerinnen und Schüler muss 
gefördert werden. Bildungspolitik ist für uns eine grundle-
gende öffentliche Aufgabe. Und Bildungspolitik ist eine wich-
tige gesamtstaatliche Aufgabe. Es war ein schwerer Fehler, mit 
der Föderalismusreform I dem Bund die Mitwirkung in der Bil-
dungspolitik zu untersagen. Deshalb wollen wir das widersin-
nige Kooperationsverbot im Bildungsbereich wieder aufheben. 
Bessere Bildung muss wieder gemeinsame Aufgabe von Bund, 
Ländern und Kommunen werden. Wir brauchen einen koope-
rativen Föderalismus statt bildungspolitischer Kleinstaaterei.

Unsere Gesellschaft steht vor großen Herausforderungen. 
Wir brauchen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, die 
Antworten auf diese Herausforderungen suchen. Die Neu-
ordnung des Weltfinanzsystems, der Klimawandel, die Be-
kämpfung von Armut weltweit, die Gestaltung der Wissens-
gesellschaft und der demografische Wandel sind nur einige 
davon. Dafür muss Wissenschaft frei denken können und sich 
zugleich ihrer Verantwortung für eine lebenswerte Welt, eine 
offene Gesellschaft und eine faire und nachhaltige Wirtschaft 
bewusst sein.

Investitionen in Bildung sind für uns nicht nur solche in Ge-
bäude und Ausstattung, sondern auch in mehr hochqualifi-
ziertes Personal.

Der Bildungssoli: Mehr für Bildung

Nur mit einer klaren Priorität für Bildung kann dies alles er-
reicht werden. Wer es ernst meint mit der Bildung, muss deut-
lich mehr dafür ausgeben als bislang. Während in der OECD 
im Durchschnitt 6,2 Prozent der Wirtschaftskraft für Bildung 
ausgeben werden, sind es in Deutschland nur 5,2 Prozent – 
diese Differenz macht alleine 20 Milliarden Euro aus. Investiti-
onen in Bildung sind Teil unseres Green New Deal. Sie schaffen 
Chancengerechtigkeit und hunderttausende neue qualifizierte 
Arbeitsplätze. Wir wollen den »Soli« zum Teil in einen Bil-
dungssoli umwandeln, denn für ein gerechtes Bildungssystem 
brauchen wir eine gesamtgesellschaftliche Anstrengung. Au-
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